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1 Planerfordernis

Die Stadt Leimen bemüht sich im Rahmen der städtebaulichen Erneuerung den

Stadtkern schrittweise an die heutigen Erfordernisse anzupassen und Voraussetzun-

gen zu schaffen für eine eigenständige Entwicklung der Innenstadt in den Bereichen

Einzelhandel, Dienstleistungen, Wohnen. Die historische Altstadt und die übernom-

mene Baustruktur setzen dazu Rahmenbedingungen, die insbesondere durch Ver-

kehrsbelastungen und Folgewirkungen zu nachhaltigen Beeinträchtigungen der Ent-

wicklung geführt haben.

Die Stadt hat dazu parallele Wege zur Verbesserung vorgesehen und betrieben.

- Schaffung einer Nordostumgehung zur Entlastung des Stadtkerns vom Durch-

gangsverkehr auf der L 600 (Abb. 1 Verkehrskonzept).

- Neuordnung der Verkehrsführung im Stadtkern zur weitgehenden Umlenkung

des Verkehrs aus der Rathausstraße mit dem Ziel der Aufwertung der Gasse als

Fußgängerzone bzw. verkehrsberuhigter Bereich und zu einem Hauptgeschäfts-

bereich im Stadtkern.

Zur bau- und planungsrechtlichen Sicherung der als notwendig erachteten Verände-

rungen ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich.

Der Gemeinderat der Stadt Leimen hat am 10.08.1981 die Aufstellung eines Be-

bauungsplans für den Bereich der Stadtkernsanierung Teilbereich II beschlossen.

Der Satzungsbeschluss wurde am 30.07.1998 gefasst.

In einem Normenkontrollverfahren hat der Verwaltungsgerichtshof Baden-

Württemberg mit Urteil vom 10.November 1999 den Bebauungsplan ‚Sanierungsge-

biet Teilbereich II’ vom 30.07.1998 für nichtig erklärt.

Die Stadt Leimen baut deshalb auf den Zielvorgaben der städtebaulichen Erneuerung

ein Bebauungsplanverfahren auf, in dessen Zuge die Verkehrsuntersuchungen fort-

geschrieben und ein neues Lärmschutzgutachten erstellt wurden. Der Aufstellungs-

beschluss für den Bebauungsplan ‚Stadtkernsanierung Teilbereich 2’ wurde am

27.01.2000 vom Gemeinderat gefasst.
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Abbildung 1: Verkehrskonzept
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2 Abgrenzung des Planungsgebietes

2.1 Abgrenzung

Das Bebauungsplangebiet befindet sich in der Innenstadt von Leimen und umfasst

eine Fläche von 2,855 ha. Es wird begrenzt von der Turmstraße und der Rohrbacher

Straße im Westen und umfasst die Rathausstraße im Süden zwischen der Turmstra-

ße und der Nußlocher Straße und die Grundstücke beidseitig von Graupfädel und

Oberer Straße, heute Bürgermeister-Lingg-Straße. Die parzellenscharfe Abgrenzung

ist aus der zeichnerischen Darstellung zu entnehmen.

2.2 Nutzungsbestand

Neben den öffentlichen Gebäuden, Rathaus, Schule und Sporthalle und gemischt

genutzten Quartieren mit innenstadtrelevanter Nutzung, liegen in dem Planbereich

des Bebauungsplanes Wohnbereiche mit Gebäuden, die z.T. sehr stark sanierungs-

bzw. renovierungsbedürftig waren und teilweise noch sind. Vorbereitende Untersu-

chungen hatten ergeben, dass zum Untersuchungszeitpunkt östlich der Oberen

Straße 50 bis 65 % und nördlich der Hohen Gasse (mittlerweile größtenteils abgeris-

sen) über 80 % der Häuser vor 1918 gebaut wurden und vor allem östlich der Oberen

Straße ca. 30 % der Wohnungen keine ausreichenden hygienischen und sanitären

Einrichtungen aufwiesen.

Die Häuser in diesen Planteilen werden zum Wohnen genutzt. In den Erdgeschossen

ist jedoch überwiegend Einzelhandel und in den Nebengebäuden produzierendes

und verarbeitendes Gewerbe untergebracht. Beiderseits der Oberen Straße befinden

sich an der Einmündung in die Heltenstraße zwei Gastronomiebetriebe.

Die Wohngebäude im Bestand sind zumeist zweigeschossig und mit einer GRZ bis

zu 0,95 sehr eng bebaut. Zum Untersuchungszeitpunkt wiesen die Gebäude im Hinb-

lick auf die bauliche Substanz und die sanitäre Ausstattung erhebliche Mängel auf.

Die städtebaulich funktionalen Mängel überwiegen. Entsprechender Handlungsbedarf

war daraus abzuleiten.

2.3 Bestehende Rechtsverhältnisse

Der Gemeinderat der Gemeinde Leimen beschloss am 26. Oktober 1978 die förmli-

che Festlegung des Sanierungsgebietes "Ortskern Leimen" als Satzung. Die Sanie-

rungssatzung wurde mit Beschluss vom 27.11.1997 aufgehoben und die Aufhebung

am 30.01.1998 bekannt gemacht.

Das vom "Atelier für Architektur und Städtebau" (Dipl.-Ing. Dietrich Oertel, Karlsruhe)

1980 ausgearbeitete Gesamtkonzept des städtebaulichen Rahmenplanes und die

Ergebnisse der vom gleichen Büro untersuchten Verkehrsvarianten zur Verlegung

der Verkehrsführung aus der Rathausstraße auf den Graupfädel und die Obere Stra-

ße bilden die Grundlagen für die nach § 1 BauGB zu erstellenden Bebauungspläne.
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Der westlich angrenzende Bebauungsplan für den Teilbereich I der Ortskernsanie-

rung liegt im Entwurf vor, ist aber noch nicht rechtsverbindlich.

3 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan des Nachbarschaftsverbands Heidelberg Mannheim wurde

am 25.02.1983 durch das Regierungspräsidium genehmigt. Er sieht für den Ge-

ltungsbereich des B-Plans "Gemischte Baufläche" vor und stellt damit die Vorausset-

zung für die Ableitung des Bebauungsplanes her. Der Flächennutzungsplan wird zur

Zeit fortgeschrieben.

4 Städtebauliches Konzept

Die Stadt Leimen verfolgt seit den 60er Jahren und aufbauend auf fortgeschriebenen

Grundlagen und Plankonzepten die Neuordnung der Innenstadt mit dem Ziel, die

Bau- und Nutzungsstruktur zu verbessern und weiterzuentwickeln.

Die Neuordnung ist Voraussetzung für die schrittweise Behebung der festgestellten

baulichen Missstände und der funktionalen städtebaulichen Mängel.

Wesentliche Voraussetzung für die Neuordnung der Innenstadt von Leimen, so wur-

de schon im Rahmenplan von 1980 festgestellt, ist die Neuordnung des Verkehrs in-

sbesondere die Entlastung der Rathausstraße vom Durchgangsverkehr und die Ent-

wicklung von verkehrsberuhigten Bereichen oder Fußgängerzonen, die den histori-

schen Bestand zur Geltung kommen lassen und die Voraussetzungen für eine weite-

re Geschäftsentwicklung vorsehen.

Das städtebauliche Konzept, das aus der Sanierungskonzeption abgeleitet wurde,

bezieht sich auf den historischen Stadtkern, der B-Plan 'Stadtkernsanierung, Teilbe-

reich 2' umfasst davon einen Teilbereich.

Ziel ist es die historische Stadtstruktur zu erhalten und auf der Grundlage der Be-

bauungsstruktur und der vorhandenen Straßenräume weiterzuentwickeln.

Die denkmalgeschützten bzw. denkmalwürdigen Teile der Stadtanlage und Einzelge-

bäude, insbesondere die Reste der Stadtmauer sollen sichtbar und durch Platz- und

Freiflächen erlebbar erhalten werden. Die Neuordnung verlangt die Anpassung an

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse. Das führt in Teilbereichen auch zu Verän-

derung der Bausubstanz bzw. Abbruch.

Der notwendige Erschließungsverkehr wird durch Bündelung und Neutrassierung

neugeordnet.
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5 Ableitung des Verkehrskonzepts

5.1 Verkehrskonzept

Die alte Trasse der L 600 als überörtliche .Verbindung des Raumes (Heidel-

berg/Schwetzingen) – Leimen über Gaiberg nach Bammental ins Elsenztal (B 45)

weist in der Rathausstraße Engstellen von maximal 5,8 m Fahrbahnbreite auf, die für

den Fahrverkehr, den ruhenden Verkehr (Andienung) und den Fußgängerverkehr völ-

lig unzureichend sind. Eine Änderung hätte massive Eingriffe in den Bestand verlangt

und zum Verlust der besonderen städtebaulichen Qualität dieses Teilbereichs der In-

nenstadt geführt. Darüber hinaus wirken sich die verkehrsbedingten Belastungen ne-

gativ auf die weitere Entwicklung als Einzelhandels- wie als Wohnstandort aus.

Vorrangiges verkehrsplanerisches Planungsziel war es, hier eine deutliche Verbesse-

rung zu schaffen, die eine der Bedeutung angemessene Verkehrsberuhigung in der

Rathausstraße ermöglicht.

Projektiert und inzwischen fertiggestellt wurde die Nordostumgehung der Ortslage (L

600 neu) als Direktverbindung von der L 594 nördlich der Kernstadt bis zur L 600 öst-

lich von Leimen. Im Westen verbindet die Verlängerung des Stralsunder Rings die L

600 mit der B3.

Ein weiterer Schritt ist der Neubau einer Stadtkerntangente – der heutigen Bürger-

meister-Lingg-Straße, die östlich des Rathauses von der L 600 abzweigt, im Zuge der

ehemaligen Oberen Straße nach Norden verschwenkt und letztlich die L 594 an de-

ren Knotenpunkt mit der weiterführenden L 600 (Schwetzinger Straße) erreicht. In

Teilbereichen wurden für diesen Streckenabschnitt bestehende Straßen aufgenom-

men, in anderen Abschnitten war ein völliger Neubau erforderlich.

5.2 Trassenvarianten der innerörtlichen Umgehung

Für die Führung der Stadtkerntangente im Zuge der 'Oberen Straße' und 'Graupfädel'

wurden zwei Varianten erörtert, die jeweils ausreichende Verkehrsflächen für den

fließenden und ruhenden Verkehr sowie Gehwege vorgesehen haben.

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 16.11.1995 sich für eine Trasse entschie-

den, die im Plan wie in der Realisierung umgesetzt wurde.

Folgende Argumentation führte zur Entscheidung zugunsten der Variante 2

(Abb. 2, 3):

Bei den im Jahre 1985 angestellten Überlegungen zur Trassenführung der L 600

(Variante 1) musste noch auf bestehende Wohngebäude entlang der Klostergasse

Rücksicht genommen werden. Mit dem Eigentümer des Flurstückes Nr. 9 kam man

nach langjähriger Verhandlung zu keinem positiven Ergebnis. Der Eingriff in das

Grundstück und die damit betroffene Bausubstanz in einer Tiefe von 11 m hätte dort

umfangreiche Umbaumaßnahmen erfordert und das Grundstück erheblich entwertet.
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Nachdem zwischenzeitlich die Schlüsselgrundstücke Lgb.Nr. 30/2 (1988) und Lgb.Nr.

30/4 (1991) erworben werden konnten, war es möglich, sich dort weitgehend auf

stadteigene Grundstücke zurückzuziehen. Die Abwägung zur 1991 konzipierten Ver-

schiebung der bis dorthin noch nicht ausgereiften Trassenvariante berücksichtigt da-

bei folgende Gesichtspunkte.

Die den dargestellten Gegebenheiten angepasste Variante wurde nur so weit nach

Westen verschoben als es mit Rücksicht auf das Gebäude Flst. Nr. 9 unbedingt not-

wendig war – Gehweghinterkante ist gleich Gebäudeecke -. Demgegenüber verbleibt

auf Flst.Nr. 39 durch die dazwischen liegende öffentliche Grünfläche noch ein Ab-

stand von 5,5 m bis zur Gehweghinterkante. Die Frage der Enteignung von Gebäu-

den und Grundstücksflächen des Flst. Nr. 9 konnte sich nach dieser Sachlage nicht

mehr stellen. In der Abwägung waren auch die Interessen des Eigentümers des

Grundstückes Flst. Nr. 12 zu berücksichtigen. Trotz der Verschiebung der Trasse

musste von diesem ein Grundstücksteil bis zu einer Tiefe von 6 m für die Straße ab-

getreten werden.

Abbildung 2 Trassenvariante 1 'Obere Straße' / 'Graupfädel'

(heute Bürgermeister – Lingg - Straße)
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Abbildung 3 Trassenvariante 2 'Obere Straße' / 'Graupfädel'

(heute Bürgermeister – Lingg - Straße)

Die gleichen Überlegungen treffen auch für die potentielle Lärmbelastung zu. So ist

bei Variante 2 der im Mittel gemessene Abstand der zur Straße gerichteten Haupt-

fensterwand des Anwesens Flst. 39 zum Fahrbahnrand mit rd. 13,8 m noch größer

als der sich mit 12,5 m von der einzigen Fensterwand an dem Wohngebäude auf

Flst. Nr. 12 ergibt.

In dem Bereich der Grundstücke Lgb. Nr. 9, 10, 11 und 12 befindet sich an den

rückwärtigen Grenzen ein Konglomerat von Wohn- und Nebengebäuden die sich ge-

genseitig Licht und Luft nehmen. Es ist Aufgabe des Bebauungsplanes, für eine

geordnete Entwicklung die Vorgaben festzulegen. Für das Ortsbild ist es wün-

schenswert, dass in der Außenkurve, im Blickfeld aus beiden Fahrtrichtungen, eine

gestalterische Verbesserung erreicht wird. Ohne den Anreiz zu einer wirtschaftliche-

ren Nutzung wird sich an dieser Stelle kaum etwas gestalterisch verbessern.

Im Stadtkerngebiet ist es ortstypisch, wie auch im weiteren Verlauf an der Ostseite

der Bürgermeister – Lingg - Straße, dass ohne Abstand bis an den Gehweg gebaut

wird. Ein möglicher Baukörper entlang der Bürgermeister - Lingg - Straße kann zur

Lärmminderung an dem bestehenden Wohngebäude beitragen. Der Bestandsschutz

bleibt davon unberührt.
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6 Umweltverträglichkeitsbericht

Die neue, innerhalb des Ortskern verlegte Trasse beansprucht neben bisherigen

Straßenflächen einen früher dicht bebauten Bereich. Der größte Teil, der durch Ge-

bäudeabbruch zur Verfügung stehenden Grundstücke wurde befestigt und wurde als

PKW-Stellfläche genutzt. Insgesamt erwachsen durch das Vorhaben keine Eingriffe

in Natur und Landschaft noch entsteht weiterer Bedarf an Grund und Boden. Grün-

bestände waren hier nicht vorhanden.

Die Freilegung der Stadtmauer bietet die Gelegenheit, Bereiche für öffentlich zugäng-

liche Begrünung im Ortskern zu gewinnen, wie auch im weiteren Straßenverlauf

Bäume anzuordnen, um eine ökologische Aufwertung zu erreichen.

Es kann davon ausgegangen werden, dass hier von den umwelterheblichen Belan-

gen nur die Beachtung der Altlasten und die Einwirkungen durch den Verkehr evident

und zu berücksichtigen sind. Sie werden in den entsprechen Abschnitten der Be-

gründung behandelt.

Dem Bebauungsplan ist auf der Grundlage der "Verkehrsuntersuchungen" (s. Anlage

3) eine "Schalltechnische Beurteilung" (s. Anlage 4) beigefügt, in der sehr detailliert

die Schallausbreitung mit und ohne den vorgesehenen, schallmindernden Maßnah-

men ermittelt wurde.

Die durch den Fahrzeugverkehr bewirkten Luftverunreinigungen werden in einer ei-

genen Untersuchung abgeschätzt (s. Anlage 5).

Das Vorhaben (Bebauungsplan Stadtkernsanierung Teilbereich 2) fällt nach einge-

hender Prüfung nicht unter die Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 zur

Änderung der Richtlinie 85/337 EWG über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be-

stimmten öffentlichen und privaten Projekten.

Dessen ungeachtet sind die Auswirkungen und Veränderungen die sich für die Um-

welt ergeben in umfassender Weise erfasst, dokumentiert und einer Abwägung zuge-

führt worden.

6.1 Verkehrsuntersuchung (s. Anlage 3 / Auszug)

6.1.1 Grundlagen und Voraussetzungen

Grundlage für die Berechnungen sind die Ergebnisse eingehender verkehrlicher Ana-

lysen aus den Jahren 1995 und 1996. Hierfür wurden Zählungen und Fahrzeugver-

folgungen für den Bereich der Stadt Leimen vorgenommen. Diese Ergebnisse wur-

den in das Gutachten für den Bereich Leimen - Sandhausen - Heidelberg-Süd, wel-

ches im Auftrag des Regierungspräsidiums Karlsruhe 1985 begonnen wurde, ein-

gearbeitet. Damit stand ein aktualisiertes Raster der Verkehrsbeziehungen nach

Quelle und Ziel für den Bereich der Stadt Leimen zur Verfügung, welches hinreichend

genau die Einflüsse aus angrenzenden Strecken und insbesondere auch vorgesehe-

nen Neubaumaßnahmen einfließen lassen konnte. Dieses Raster wurde im Verlauf
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der weiteren Bearbeitung unter unterschiedlichsten Aspekten, wie insbesondere der

Ausweisung neuer verkehrserzeugender Nutzungen fortgeschrieben.

Zwischenzeitlich ist der Anschluss der L 600 über den verlängerten Stralsunder Ring

an die B 3 realisiert worden. Die B 535 ist mit dem Anschluss an die B 3 im Bereich

Leimen-Nordwest fertiggestellt worden. Die Nord-Ost-Umgehung , L 600 neu wurde

dem Verkehr übergeben. Die Bürgermeister-Lingg-Straße ist seit einiger Zeit reali-

siert, steht dem Durchgangsverkehr jedoch nicht zur Verfügung. Sie soll entspre-

chend den Vorstellungen der Stadt Leimen die Möglichkeit eröffnen, die hochbelaste-

te Rathausstraße von der Oberen Straße bis zur Rohrbacher Straße/Nußlocher Stra-

ße zu einem verkehrsberuhigten Bereich umzuwandeln. Die Stadt ist bestrebt, diese

Straße baldmöglichst als Umgehung des sehr kritischen zentralen Bereichs der Ra-

thausstraße dem motorisierten Verkehr zur Verfügung zu stellen.

Mit Stand Dezember 2000 und Fortschreibungen vom Januar 2004 und Dezember

2005 sind erneute Verkehrsuntersuchung des Büros Koehler, Leutwein und Partner

erstellt worden. Zieljahr der Verkehrsprognosen ist das Jahr 2015.

6.1.2 Verkehrsbelastungen

Nach Öffnung der L 600 neu als Nord-Ost-Umgehung von Leimen wurden zahlreiche

Knotenpunktszählungen zur Bestimmung der verkehrlichen Auswirkungen aus dieser

Maßnahme durchgeführt. (Fortschreibung der Verkehrsuntersuchung Stand Dezem-

ber 2005)

Die Ergebnisse zeigen, dass mit der Öffnung der L 600 als Nord-Ost-Umgehung

Leimen eine erhebliche Entlastung im Zuge der Heltenstraße/Rathausstraße einer-

seits und der Rohrbacher Straße südlich der Einmündung des Stralsunder Rings an-

dererseits erzielt wurden. Die L 600 neu, Nord-Ost-Umgehung Leimen, weist eine

hohe Verkehrsbedeutung für die Stadt Leimen auf. Die Belastung dieser Neubau-

strecke liegt bereits im Analysejahr 2005 bei über 8.000 Kfz/24h.

Die Berechnungen nach Kalibrierung und Eichung des Rasters aufgrund der neuen

Analysedaten, die im Rahmen der Zählung 2005 nach Öffnung der L 600 neu ge-

wonnen wurden, zeigen nur geringe Unterschiede zu vergleichbaren Berechnungen

auf der Basis des Analyserasters 2003, das zu einem Zeitpunkt ermittelt wurde, als

die L 600 neu und die Anbindung Stralsunder Ring dem Verkehr noch nicht zur Ver-

fügung stand.

Die bisher ausgewiesene Verkehrsbelastung der L 600 neu wird auch nach wie vor

durch die nunmehr fortgeschriebenen Berechnungen bestätigt, ebenso wie die

grundsätzlichen Entlastungen von Rathausstraße und insbesondere Rohrbacher

Straße in dem Abschnitt zwischen K 4155 und L 600.

Nachfolgend wird von einer Belegung der Bürgermeister-Lingg-Straße im Zweirich-

tungsverkehr und einer in der Ortslage üblichen Geschwindigkeit von 50km/h ausge-

gangen.
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Die Ergebnisse der Belastungsverteilung zeigen, dass nach Öffnung auf der Bürger-

meister-Lingg-Straße nunmehr Verkehrsbelastungen in einer Größenordnung zwi-

schen ca. 4.100 Kfz/24h als unterem Grenzwert bis maximal ca. 5.100 Kfz/24h als

oberem Grenzwert, je nach Abschnitt, eintreten werden.

Für die Rathausstraße in dem zentralen Abschnitt liegen Belastungen von ca. 4.000

bis knapp 5.000 Kfz/24h vor. Lediglich in dem Bereich zwischen L 594 und Römer-

straße, die dem Verkehr ebenfalls noch zur Verfügung steht, würden sich Verkehrs-

belastungen von knapp 6.000 Kfz/24h einstellen.

Der Belastungsvergleich zeigt, dass durch die Öffnung der Bürgermeister-Lingg-

Straße im Bereich der Hauptstraße eine Entlastungswirkung um ca. 2.000 Kfz/24h

eintritt, vor allem jedoch aber die Rohrbacher Straße um knapp 4.000 Kfz/24h in dem

zuvor genannten Abschnitt zwischen L 600 und K 4155 entlastet wird.

In der Verkehrsuntersuchung ist darüber hinaus ein Belastungsvergleich dargestellt,

in dem die Berechnungsergebnisse nach der nunmehr durchgeführten Kalibrierung

unter Berücksichtigung der Öffnung der L 600 neu mit den Ergebnissen der bisher

vorgelegten Berechnungen der Verkehrsprognose 2015 unter Bezug auf das Analy-

seraster 2003 verglichen werden. Die Anlage zeigt, dass die Unterschiede extrem ge-

ring sind. Die Belastung der Hauptstraße wird aufgrund der neuerlichen Berechnun-

gen um etwa 500 Kfz/24h über den Werten liegen, die in den bisherigen Prognosebe-

rechnungen vorgelegt wurden. Für die Bürgermeister-Lingg-Straße ergeben sich in

dem höher belasteten Abschnitt zwischen Heltenstraße und Hohe Gasse geringfügi-

ge Abnahmen (bis zu 400 Kfz/24h), während in dem weiteren nördlichen Abschnitt

geringfügige Zunahmen von maximal 600 Kfz/24h entstehen werden. Bei diesen

Werten ist darauf hinzuweisen, dass gewisse Verschiebungen sich dadurch ergeben

können, dass im Zuge der Heltenstraße gewisse verkehrliche Restriktionen zur Ge-

schwindigkeitsdämpfung vorgesehen werden, die eine noch zumindest geringfügig

weitergehende Minderung des Verkehrsaufkommens im Zuge der Rathausstraße zur

Folge haben könnten.

Analog zu den Berechnungen zur Fortschreibung 2004 wurde ein Netzfall untersucht,

bei dem nunmehr die Rathausstraße als verkehrsberuhigter Bereich mit Überfahrt-

recht unterstellt wird. Für die Bürgermeister-Lingg-Straße ist wiederum Tempo 50 als

zulässige Höchstgeschwindigkeit vorgesehen. Im Übrigen sind keine weiteren Ände-

rungen gegenüber dem zuvor beschriebenen Netz berücksichtigt.

Zunächst ist festzustellen, dass die Rathausstraße als verkehrsberuhigter Bereich

Belastungen in einer Größenordnung von 1.400 bis 2.000 Kfz/24h aufweist, damit

zumindest hinreichend genau die noch realistischen Belastungswerte für einen ver-

kehrsberuhigten Bereich unter besonderer Berücksichtigung der notwendigen Er-

schließungsfunktion der angrenzenden Gebiete beschreibt.

Die Bürgermeister-Lingg-Straße weist, je nach Abschnitt, Belastungen von ca. 6.100

bis ca.6.800 Kfz/24h auf, s. Abbildung 2: Belastungsplan. Der Differenzbelastungs-

plan zeigt, dass für die Rathausstraße eine Verkehrsabnahme in einer Größenord-

nung von ca. 4.100 bis ca. 4.600 Kfz/24h durch die restriktive Auslegung erreicht

wird. Entsprechend ergeben sich Zunahmen auf der Bürgermeister-Lingg-Straße.
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Der Differenzbelastungsplan zu den Ergebnissen des Jahres 2004 weist aus, dass

auf der Bürgermeister-Lingg-Straße nunmehr Verkehrszunahmen von ca. 100 bis

maximal 1.000 Kfz/24h vorliegen. Die Belastungen für die Rathausstraße sind nur de-

rart geringfügig unterschiedlich, dass von etwa gleichen Belastungswerten ausge-

gangen werden kann. Auch hier ist wieder zu sagen, dass gewisse Verkehrsabnah-

men noch durch entsprechend restriktivere Auslegung der Heltenstraße mit dem Ziel

einer verstärkte Annahmebereitschaft auch von den östlichen Wohngebieten von

Leimen im Hinblick auf die Nutzung der L 600, erzielt werden könnten. Zudem ist

darauf hinzuweisen, dass in gewissem Umfang die gleichen Zunahmen im Zuge der

Bürgermeister-Lingg-Straße, insbesondere in ihrem nördlichen Abschnitt, mit gewis-

sen Entlastungen der Turmgasse/Hohe Gasse gegenüberstehen. Es ist darauf hin-

zuweisen, dass hier in gewissem Maß ein Wechselspiel durch Verkehrssteuerungs-

und -lenkungsmaßnahmen besteht, so dass bei etwa gleicher Belastungsannahme

für die Turmgasse die Belastungen der Bürgermeister-Lingg-Straße um etwa 400

Kfz/24h geringer wären als in den Plänen dargestellt.

Abbildung 2: Belastungsplan
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6.1.3 Zusammenfassung

Die Berechnungen nach Kalibrierung und Eichung des Rasters aufgrund der neuen

Analysedaten, die im Rahmen der Zählung 2005 nach Öffnung der L 600 neu ge-

wonnen wurden, zeigen nur geringe Unterschiede zu vergleichbaren Berechnungen

auf der Basis des Analyserasters 2003, das zu einem Zeitpunkt ermittelt wurde, als

die L 600 neu und die Anbindung Stralsunder Ring dem Verkehr noch nicht zur Ver-

fügung stand.

Die bisher ausgewiesene Verkehrsbelastung der L 600 neu wird auch nach wie vor

durch die nunmehr fortgeschriebenen Berechnungen bestätigt, ebenso wie die

grundsätzlichen Entlastungen von Rathausstraße und insbesondere Rohrbacher

Straße in dem Abschnitt zwischen K 4155 und L 600.

Die Berechnungen zur Verkehrsprognose zeigen, dass, je nach Auslegung der Ra-

thausstraße in einem zukünftigen Netzfall, die bisherigen Prognosen hinsichtlich der

Belastungen der Bürgermeister-Lingg-Straße bestätigt werden. Die Differenzen der

neuesten Berechnungen zu den bereits vorgelegten sind gering und liegen in dem

Bereich der Bürgermeister-Lingg-Straße von der Nusslocher Straße bis zur Einmün-

dung des Graupfädels in einer Größenordnung von maximal 600 Kfz/24h, d.h. noch

unterhalb von 10 %. Dies ist eine Spanne, die als normaler Schwankungsbereich ein-

zustufen ist. In dem Ost-West verlaufenden Abschnitt bis zur L 594 liegen die Diffe-

renzbelastungen bei maximal 1.000 Kfz/24h, d.h. ca. 15 %. Sie sind aber in gewis-

sem Umfang dadurch geprägt, dass entsprechende Abnahmen im Bereich Hohe

Gasse/Turmgasse entstanden sind. Diese liegen in einer Größenordnung von ca.

400 Kfz/24h, so dass bei entsprechender Verkehrssteuerung diese auch verlage-

rungsfähig auf die Bürgermeister-Lingg-Straße sind. Damit ergeben sich auch in dem

weiteren Abschnitt der Bürgermeister-Lingg-Straße Veränderungen gegenüber den

bisher dargestellten Belastungen in einer Größenordnung von weniger als 10 %, die

als äußerst gering einzustufen sind.

Als Ergebnis ist somit festzuhalten, dass nach wie vor die Verkehrsbedeutung der

L 600 neu, Nord-Ost-Umgehung Leimen, für den heutigen wie insbesondere auch für

den Prognosezustand sehr hoch ist. Die bisher vorgelegten Verkehrsbelastungen im

zentralen Bereich der Stadt Leimen, d.h. dem System Bürgermeister-Lingg-

Straße/Rathausstraße/Rohrbacher Straße haben nur geringfügige Änderungen auf-

grund der nunmehr neuesten Fortschreibung und Kalibrierung gegenüber den bisher

vorgelegten Ergebnissen gezeigt.

6.2 Verkehrslärmuntersuchung (s. Anlage 4 / Auszug)

6.2.1 Aufgabenstellung

Der vorliegende Bebauungsplan wird für die zur innerörtlichen Verkehrsentlastung

geplante bzw. mittlerweile errichtete Bürgermeister-Lingg-Straße erstellt. Des Weite-

ren werden innerhalb des Plangebiets Baufelder und deren bauliche Nutzung festge-

legt. Das schalltechnische Gutachten muss somit zwei Teile umfassen.
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Der erste Teil beinhaltet ausschließlich die Untersuchungen nach der Verkehrslärm-

schutzverordnung – 16. BImSchV - für die neue Bürgermeister-Lingg-Straße und die

beiden daran anschließenden neuen Straßenabschnitte Graupfädel und Hohe Gas-

se. Bei einer Überschreitung der Immissionsgrenzwerte sind, soweit möglich, zu-

nächst aktive Schallschutzmaßnahmen (z.B. Lärmschutzwände ) festzulegen. Bei

den Gebäuden, bei denen die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nicht möglich ist,

besteht ein Anspruch auf passive Schallschutzmaßnahmen entsprechend 24.

BImSchV an den Gebäuden selbst (z.B. Schallschutzfenster).

Der zweite Teil beinhaltet die schalltechnischen Untersuchungen nach DIN 18005

(Schallschutz im Städtebau), wie sie bei Bebauungsplänen unter Berücksichtigung

des gesamten Verkehrslärms (sämtliche Straßen innerhalb und außerhalb des Pla-

nungsgebiets einschließlich der Straßenbahntrasse) sowie eventuell vorhandener

weiterer Lärmimmissionen durchzuführen sind. Bei einer Überschreitung der schall-

technischen Orientierungswerte sind aktive Schallschutzmaßnahmen (z.B. Lärm-

schutzwände ) zu dimensionieren. Wo dies nicht möglich ist, sind passive Schall-

schutzmaßnahmen nach DIN 4109 festzulegen, die beim Umbau oder Neubau von

Gebäuden zu berücksichtigen sind (Angabe von Lärmpegelbereichen). Darüber hi-

naus wurde der von den beiden Schulhöfen der Grund- und Hauptschule zu erwar-

tende Pausenlärm in der Nachbarschaft nach DIN 18005 beurteilt.

6.2.2 Ermittlung und Berurteilung des Verkehrslärms nach der Verkehrslärmschutz-

verordnung-16.BimSchV

Bei der Berechnung der Schallemissionspegel wurden die vom Ingenieurbüro für

Verkehrswesen Koehler, Leutwein und Partner, Karlsruhe, übermittelten Verkehrs-

und Straßendaten für die Verkehrsprognose 2015 ( Fortschreibung Januar 2004) zu-

grunde gelegt. Diese Daten wurden im Rahmen der Fortschreibung Dezember 2005

überprüft. Die Differenzen der neuesten Berechnungen zu den bereits vorgelegten

sind gering und liegen in dem Bereich der Bürgermeister-Lingg-Straße von der Nuss-

locher Straße bis zur Einmündung des Graupfädels in einer Größenordnung von ma-

ximal 600 Kfz/24 h, d.h. noch unterhalb 10 %. Dies ist eine Spanne, die als normaler

Schwankungsbereich einzustufen ist. Auch im weiteren Abschnitt der Bürgermeister-

Lingg-Straße ergeben sich Veränderungen von weniger als 10 %, die als äußerst ge-

ring einzustufen sind.

Es wird von der Nordostumgehung L 600 neu sowie der B 535 mit Anbindung an den

Stralsunder Ring, der Bürgermeister-Lingg-Straße im Zweirichtungsverkehr (Tempo

50), der Verkehrsberuhigung der Rathausstraße und der Befahrung der Turmstraße

Süd mit Zweirichtungsverkehr ausgegangen.

In der Verkehrsuntersuchung des Büros Koehler, Leutwein und Partner (Stand 2004)

ist der Anteil der Schwerverkehrfahrzeuge gesondert ausgewiesen. Im Zuge der L

600 (Rathausstraße)liegt der Schwerverkehranteil bei ca. 3 %. Berücksichtigt werden

muss in diesem Zusammenhang, dass als Schwerverkehr alle Fahrzeuge ab einem

zulässigen Gesamtgewicht von 3,2 t verstanden sind. Im übrigen Kerngebiet selbst

ist praktisch kein Schwerverkehr vorhanden.
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Für die einzelnen Straßenabschnitte sind anhand der Verkehrsdaten Schallemissi-

onspegel LmE entsprechend RLS-90 ermittelt worden. Mit diesen Emissionspegeln

wurden an den ausgewählten Immissionspunkten die Schallimmissionspegel nach

RLS-90 berechnet.

Maßgebend für den Vergleich mit den Immissionsgrenzwerten der Verkehrslärm-

schutzverordnung sind die Beurteilungspegel für den Tages – und Nachtzeitraum LrT

und LrN . Es wird ersichtlich, dass auf der Nordseite der Bürgermeister-Lingg-Straße

zwischen Rohrbacher Straße und Graupfädel bei den anliegenden Gebäuden tags

Immissionsgrenzwertüberschreitungen von bis zu ca. 8 dB und nachts Immissions-

grenzwertüberschreitungen bis ca. 9 dB zu erwarten sind. Auf der Südseite dieses

Bereichs liegen Überschreitungen von bis zu ca. 7 dB tags und bis zu 8 dB nachts

vor. Im Abschnitt der Bürgermeister-Lingg-Straße zwischen Graupfädel und der Ho-

hen Gasse betragen bei den Gebäuden an der Bürgermeister-Lingg-Straße auf der

Ostseite die Grenzwertüberschreitungen tags bis zu ca.7 dB und nachts bis zu ca. 8

dB, auf der Westseite tags bis zu ca. 4 dB und nachts bis ca. 6 dB. Im Bereich der

Schulen in der Hohen Gasse liegen während der hier maßgeblichen Tageszeiten

Grenzwertüberschreitungen bis ca. 8 dB vor. Bei den unmittelbar an der Ostseite der

Bürgermeister-Lingg-Straße befindlichen Gebäuden im Bereich Hohe Gasse bis zur

Heltenstraße ist tagsüber mit Immissionsgrenzwertüberschreitungen bis 11 dB und

nachts bis 12 dB zu rechnen. Am südöstlichen Ende der Bürgermeister-Lingg-Straße

sind bei dem Gebäudekomplex Rathausstraße 2/4 Immissionsgrenzwertüberschrei-

tungen von tagsüber bis zu ca. 4 dB und nachts bis zu 5 dB zu erwarten.

Generell ist festzustellen, dass die genannten hohen Immissionsgrenzwert-

überschreitungen insbesondere bei den Gebäuden auftreten, die sich sehr dicht bzw.

unmittelbar an den neuen Straßenabschnitten der Bürgermeister-Lingg-Straße, des

Graupfädels oder der Hohen Gasse befinden. Bei den in etwas größerem Abstand

zu diesen Straßenabschnitten befindlichen oder rückwärtigen Gebäuden werden die

Immissionsgrenzwerte eingehalten. Aufgrund dieser festgestellten Grenzwertüber-

schreitungen besteht ein Anspruch der Betroffenen auf Schallschutzmaßnahmen.

Zunächst ist zu prüfen, inwieweit mit aktiven Schallschutzmaßnahmen (z.B. Lärm-

schutzwänden) die Immissionspegel reduziert werden können. Wo solche aktiven

Lärmschutzmaßnahmen nicht oder in nicht ausreichendem Maße möglich sind, be-

steht für die Betroffenen ein Anspruch auf passive Schalschutzmaßnahmen nach der

Verkehrswege-Schalschutzmaßnahmenverordnung-24. BimSchV.

Aktive Schallschutzmaßnahmen kommen nur dort in Betracht, wo dies die örtliche Si-

tuation zulässt und wo mit städtebaulich vertretbaren Wandhöhen noch deutliche Pe-

gelminderungen erzielt werden können. Auf Grund der unmittelbaren Nähe vieler

Gebäude zu den neuen Straßenabschnitten ist die Errichtung von Lärmschutzwän-

den bzw. die Erhöhung vorhandener Wände und Mauern hier ausschließlich im nörd-

lichen Bereich auf der Südseite bzw. Südwestseite sowie auf der Nordostseite der

Bürgermeister-Lingg-Straße auf Höhe des Graupfädels denkbar. Die Errichtung in

anderen Bereichen wurde nicht weiter ausgeführt, da zum einen sich die Gebäude

unmittelbar an der Straße bzw. am Gehweg befinden und zum anderen auf Grund

der erforderlichen Öffnungen bzw. Durchgängen zu den dahinter befindlichen Grund-

stücken (z.B. im Bereich der Bürgermeister-Lingg-Straße 16) eine Wandanordnung

uneffektiv wäre sowie wegen starker Einschränkung des Sichtwinkels (z.B. im Ein-
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mündungsbereich der Hohen Gasse in die Bürgermeister-Lingg-Straße) die Ver-

kehrssicherheit beeinträchtigen würde.

Die Abschirmmaßnahmen für den Bereich südlich und südwestlich der Bürgermeis-

ter-Lingg-Straße im Bereich LGB 39 und Fußweg durch Grünstreifen sind prinzipiell

in drei Bereichen denkbar:

- Bereich zwischen neuer Turnhalle und Mauer an der Treppe zur Klostergasse

Dieser Bereich besitzt bisher keine Abschirmmaßnahme

- Bereich zwischen Treppe zur Klostergasse bis zum Fußweg an der Stadtmauer

bzw. durch den Grünstreifen

- In diesem Bereich ist bereits eine 2,2 m hohe Mauer mit Glaselementen vorhan-

den.

- Bereich Grünstreifen bzw. Fußweg entlang der Stadtmauer

In diesem Bereich ist ebenfalls noch keine Abschirmmaßnahme vorhanden.

Nach der Berechnung unterschiedlicher Lärmschutzvarianten wurde die Variante 7

des Gutachtens ausgewählt und in den Bebauungsplan übernommen. Mit dieser Va-

riante werden die Immissionsgrenzwerte für diesen Bereich eingehalten bzw. unter-

schritten. Die Variante beinhaltet eine neue 2,2 m hohe Lärmschutzwand zwischen

der Turnhalle und der vorhandenen Mauer, eine Erhöhung der vorhandenen Mauer

mit eingebauten Glaselementen um 3 m und eine neue Lärmschutzwand im Bereich

des Grünstreifens Bürgermeister-Lingg-Straße mit einer Höhe von 4,5 m. Die neue

2,2 hohe Lärmschutzwand zwischen der Turnhalle und der Mauer am Treppenauf-

gang sollte in jedem Fall auf der Straßenseite schallabsorbierend ausgeführt werden.

Grundsätzlich ist auch eine zusätzliche Abschirmmaßnahme auf der Mauer nordöst-

lich der Bürgermeister-Lingg-Straße im Bereich des Wohngebäudes Obere Straße 4

(LGB 12) denkbar. Eine solche Mauer müsste mit einer Höhe von 4 m über Straßen-

niveau errichtet werden und straßenseitig schallabsorbierend ausgeführt werden. Der

aus Zugangsgründen offen zu belassende Bereich begrenzt jedoch die Wirksamkeit

dieser Lärmschutzwand. Gleichzeitig ist im Bebauungsplan an dieser Stelle eine Be-

bauung vorgesehen, die für die dahinterliegenden Gebäude lärmabschirmend wirkt.

Für die Wohngebäude in diesem Bereich soll daher ausschließlich passiver Schall-

schutz festgelegt werden.

Da nach Durchführung der beschriebenen Abschirmmaßnahmen nicht an allen Im-

missionspunkten die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung-16.

BImSchV eingehalten werden können, besteht bei den im Gutachten Anlage 1.7.3

dargestellten, verbleibenden Gebäuden ein Anspruch auf passive Schallschutzmaß-

nahmen nach der Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung-24. BImSchV.

6.2.3 Ermittlung und Beurteilung des Verkehrslärms nach DIN 18005

Bei der Beurteilung des Straßenverkehrslärm nach DIN18005, Teil 1 werden neben

den neu gebauten Straßen Bürgermeister-Lingg-Straße, Graupfädel und Hohe Gas-

se auch sämtliche anderen vorhandenen Straßen und der Schienenlärm der Stra-

ßenbahntrasse berücksichtigt.
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Grundlage für die Berechnung des Straßenverkehrslärms sind die Verkehrsprogno-

sedaten für das Jahr 2015 vom Büro Koehler, Leutwein und Partner und die hier er-

mittelten Verkehrsmengen. Straßenabschnittsweise wurden darauf aufbauend die

Schallemissionspegel Lm,E nach RLS-90 ermittelt und mit diesen Werten an den Im-

missionspunkten die Straßenverkehrslärm-Immissionspegel nach RLS-90 berechnet.

Diesen Berechnungen wurden dieselben Schallschutz-Maßnahmenkombinationen

zugrunde gelegt, wie sie für die Beurteilung nach der Verkehrslärmschutzverordnung

16 BImSchV angegeben sind.

Der Verkehrslärm der Straßenbahn ist nach dem Regelwerk Schall 03 zu bestimmen.

Es ergibt sich unter Berücksichtigung der Fahrbahnart ein Schallemissionspegel der

Schienenbahntrasse von L m;E,Tag von 59,5 dB(A) und L m,E, Nacht von 52,0 dB (A).

Zur Ermittlung des Gesamt-Verkehrslärms sind der Straßenverkehrslärm und der

Schienenverkehrslärm der Straßenbahntrasse zusammen zu fassen.

Die für Verkehrslärm in dem Beiblatt 1 der DIN 18005 im Rahmen von Bebauungs-

planverfahren empfohlenen schalltechnischen Orientierungswerte werden sowohl bei

dem derzeitigen IST-Zustand als auch bei der Berücksichtigung der oben im Ab-

schnitt 6.2.2 beschriebenen Schallschutzmaßnahmenkombination an den meisten

Immissionspunkten des Plangebiets überschritten.

Die höchsten Verkehrslärmpegel sind bei den Baufeldgrenzen an der Rohrbacher

Straße mit Beurteilungspegeln von bis zu 73 dB (A) tags und 64 dB (A) nachts zu er-

warten, wobei hier die maßgeblichen Immissionsanteile von der Rohrbacher Straße

herrühren. Aber auch an der unmittelbaren Bebauung entlang der Bürgermeister-

Lingg-Straße werden Beurteilungspegel von bis zu ca. 71 dB (A) tags und 62 dB (A)

nachts erreicht.

Aufgrund der innerstädtischen Lage des Plangebiets sind über die im Abschnitt 6.2.2

beschriebenen Maßnahmen hinaus keine weiteren aktiven Schallschutzmaßnahmen

ausführbar. Selbst nach Ausführung der umfangreichen möglichen aktiven Schal-

schutzmaßnahmen ergeben sich noch erhebliche Orientierungswertüberschreitun-

gen, insbesondere in den Bereichen, in denen diese Maßnahmen nicht greifen. So

sind z.B. auch im Bereich LGB 39 durch weitere Lärmschutzwanderhöhungen nur

noch geringe zusätzliche Pegelminderungen zu erzielen. Selbst bei einer Lärm-

schutzwandhöhe von z.B. 8 m über Straßenniveau würden die schalltechnischen

Orientierungswerte noch deutlich überschritten. Auf weitere Untersuchungen zu

Lärmschutzwanderhöhungen wurde daher verzichtet. Deshalb muss durch passive

Maßnahmen an den schutzbedürftigen Gebäuden selbst sicher gestellt werden, dass

innerhalb der Gebäude unzulässige Beeinträchtigungen durch von außen einwirken-

den Lärm ausgeschlossen sind.

Dies kann z.B. bei der Planung neuer Gebäude oder beim Umbau bestehender Ge-

bäude durch eine geeignete Grundrissgestaltung angestrebt werden, in der Wohn-,

Schlaf- und Aufenthaltsräume möglichst nur auf den von den lauten Straßenseiten

abgewandten Gebäudeseiten angeordnet werden. Wo dies nicht möglich ist, sind

diese Räume durch eine geeignete schalltechnische Dimensionierung der Außenbau-

teile zu schützen. Die Dimensionierung der Außenbauteile erfolgt nach DIN 4109
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(Schallschutz im Hochbau). In der Norm werden abhängig von dem zu erwartenden

maßgeblichen Außenlärmpegel Mindestschalldämm-Maße für Außenbauteile (Au-

ßenwände, Fenster und Dächer) vorgegeben. Im Schalltechnischen Gutachten des

Ingenieurbüros Genest und Partner sind in der Tabelle 2.4.3 für die gewählte Maß-

nahmenkombination bei jedem Immissionspunkt der schalltechnische Orientierungs-

wert der DIN 18005 sowie die aufgerundeten Beurteilungspegel für den Tages- und

Nachtzeitraum dargestellt. Des Weiteren ist angegeben, ob eine Überschreitung

der Tages- und Nachtorientierungswerte gegeben ist. In den weiteren Spalten sind

die maßgeblichen Außenlärmpegel Lmg, der darus resultierende Lärmpegelbereich

LPB sowie die erforderlichen resultierenden bewerteten Schalldämm-Maße R’w,res, die

Schalldämm-Maße von Wand und Fenster und die entsprechende Fensterschutz-

klasse nach VDI 2719 aufgeführt. Die in der Tabelle angegebenen Schalldämm-

Maße beziehen sich beispielhaft auf Räume mit einer üblichen Raumhöhe von 2,5 m,

einer Raumtiefe von 4,5 m oder mehr und einem Fensterflächenanteil von < 40 % bei

den Außenwänden. Bei davon abweichenden Größen sind auf der Grundlage der an-

gegebenen Lärmpegelbereiche die erforderlichen Schalldämm-Maße unter Berück-

sichtigung der tatsächlich vorhandenen Raumgröße, Grundfläche und des Fenster-

flächenanteils nach DIN 4109 zu bestimmen.

Maßgeblich für die Vorgabe im Bebauungsplan sind ausschließlich die Lärmpegelbe-

reiche, die bei einer Überschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte ermit-

telt wurden. Zur Vereinfachung wurde bei der Festlegung der Lärmpegelbereiche

nach DIN 4109 in einem Bereich jeweils die höchste Einzelanforderung innerhalb des

Bereichs einheitlich festgelegt. (Anlage 2.7.3 des Gutachtens)

Es wird generell empfohlen, sowohl in Bereichen ohne Lärmpegelbereichseintragun-

gen als auch in Bereichen des Lärmpegelbereichs II die Anforderungen des Lärmpe-

gelbereichs III anzustreben, die in der Regel mit geringem finanziellen Aufwand zu

erreichen sind.

In den Planbereichen mit schalltechnischen Anforderungen sind bei den Gebäuden

mit Schlaf- und Kinderzimmern Fensterkonstruktionen mit integrierten schallgedämm-

ten Belüftungseinrichtungen oder gleichwertige Einrichtungen vorzusehen. In diesen

Fällen ist darauf zu achten, dass dann die schalltechnischen Anforderungen von den

Fenstern einschließlich dieser Lüftungseinrichtungen zu erbringen sind. Letzteres gilt

analog für Fenster mit Rollladenkästen. Die beschriebenen Vorgaben gelten bei aus-

gebauten Dachgeschossen sinngemäß für die Dachflächen und Dachflächenfenster.

6.2.4 Ermittlung des von den Pausenhöfen der Grund- und Hauptschule ausgehen-

den Lärms

Zur Beurteilung von Pausenhoflärm existieren keine speziellen Regelwerke und all-

gemein gültigen Bewertungskriterien. Die Beurteilung erfolgt im Gutachten nach DIN

18005. Mit den auf den Pausenhofflächen bewirkten Schallemissionspegeln sind un-

ter Berücksichtigung der jeweiligen Einwirkzeit die in der Nachbarschaft zu erwarten-

den Beurteilungspegel zu bestimmen und mit den schalltechnischen Orientierungs-

werten des Beiblatts 1 der DIN 18005 zu vergleichen. Für die Ermittlung der Schall-

leistungspegel wurden Werte eines Berichts des Bayrischen Landesamtes für Um-

weltschutz ‚Kinderlärm auf Spielplätzen’ zugrunde gelegt. Es ergeben sich Schallleis-
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tungspegel von LWA,FTm 109 dB(A) (Pausenhof Grundschule) und von Lwa,FTm 107

dB(A) (Pausenhof Hauptschule). Hieraus wurden in der maßgeblich nächstgelegen

Nachbarschaft die Schallimmissionspegel bestimmt. Die zu erwartenden Tages-

Beurteilungspegel LrT und die Schalltechnischen Orientierungswerte ORWT für den

Tageszeitraum sind in d er Tabelle 3.1 des Gutachtens gegenübergestellt.

Die Ergebnisse zeigen, dass von dem zu erwartenden Schulhoflärm die Orientie-

rungswerte eingehalten bzw. unterschritten werden.

Bei den schalltechnischen Untersuchungen wird nach Angaben der Stadt und bei

mehrerer Ortsterminen gemachten Beobachtungen des Gutachters davon ausge-

gangen, dass außer dem Verkehrslärm und dem von der Grund- und Hauptschule

bewirkten Pausenhoflärm keine weiteren maßgeblichen Lärmimmissionen in dem

Plangebiet einwirken. Die unter der neuen Turnhalle vorhandenen Stellplätze sind

ausschließlich von Bewohnern der näheren Umgebung bzw. von Beschäftigten aus

der Nachbarschaft als vermietete Stellplätze genutzt. Die von der Tiefgarage ausge-

henden Lärmemissionen sind somit objektbezogen und nicht im Rahmen des vorlie-

genden Bebauungsplans zu beurteilen. Die Zu- und Abfahrten auf den öffentlichen

Straßen sind in den bei den vorliegenden Berechnungen zugrunde gelegten Ver-

kehrsdaten enthalten.

6.2.5 Zusammenfassung der Ergebnisse

Das den Festsetzungen des Bebauungsplans zugrunde liegende schalltechnische

Gutachten wird in zwei Teile gegliedert:

- Teil1: Untersuchungen nach Verkehslärmschutzverordnung-16. BImSchV für die

neue Bürgermeister-Lingg-Straße und die beiden daran anschließenden

neuen Straßenabschnitte Graupfädel und Hohe Gasse

- Teil 2: Untersuchungen des Gesamtverkehrslärms entsprechend DIN 18005

Im Teil 1 wurden insbesondere bei den Gebäuden entlang der Bürgermeister-Lingg-

Straße erhebliche Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte festgestellt. Es wur-

den mehrere aktive Schallschutz-Maßnahmenkombinationen mit unterschiedlichen

Lärmschutzwandanordnungen und -höhen untersucht.

Die nachfolgende Kombination wurde unter Beachtung der örtlichen Situation (ver-

fügbare Flächen, städtebauliches Erscheinungsbild) in die weitere Planung über-

nommen (s. Darstellung im zeichnerischen Teil):

- neue 2,2 m hohe Lärmschutzwand zwischen der Turnhalle und der vorhandenen

Mauer,

- Erhöhung der vorhandenen Mauer mit eingebauten Glaselementen um 3 m

- neue Lärmschutzwand im Bereich des Grünstreifens Bürgermeister-Lingg-Straße

mit einer Höhe von 4,5m

Da auch nach Durchführung der aktiven Abschirmmaßnahmen nicht an allen Immis-

sionspunkten die Immissionsgrenzwerte eingehalten werden können, besteht für die
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in der Anlage 1.6.3 sowie 1.7.3 des Gutachten ausgewiesenen Gebäude ein Ans-

pruch auf passiven Lärmschutz nach 24. BImSchV.

Im Teil 2 wurden ebenfalls größtenteils erhebliche Überschreitungen der in dem

Beiblatt 1 der DIN 18005 für Verkehrslärm empfohlenen schalltechnischen Orientie-

rungswerte festgestellt. Bei der Ermittlung der Immissionspegel wurden die gleichen

Maßnahmenkombinationen wie im Teil 1 berücksichtigt. Da diese Maßnahmen nur

örtlich begrenzt wirksam sind und somit insbesondere in den angrenzenden Berei-

chen noch erhebliche Orientierungswertüberschreitungen zu erwarten sind, wurden

bei den einzelnen Baufeldern die Lärmpegelbereiche entsprechend DIN 4109 zur

Dimensionierung des passiven Schallschutzes an Gebäuden festgelegt und in den

Bebauungsplan übernommen.

Nachtrag vom 16.01.2006:

Grundlage der schalltechnischen Untersuchungen war die Verkehrsuntersuchung,

Fortschreibung 2004 des Ingenieurbüros Koehler, Leutwein und Partner. Die Ergeb-

nisse der anhand der Knotenpunktzählungen entwickelten Prognose für das Jahr

2015 (Fortschreibung der Verkehrsuntersuchung Stand 2005) zeigen, dass die bishe-

rige Prognose hinsichtlich der Verkehrsbelastungen der Bürgermeister-Lingg-Straße

bestätigt werden. Die Differenzen liegen in der Spanne des üblichen, normalen

Schwankungsbereichs. In schalltechnischer Hinsicht bedeuten Änderungen der Ver-

kehrszahlen in der hier genannten Größenordnung von 10% bzw. 15 % Pegelände-

rungen von rechnerisch 0,4 bzw. o,6 dB. Diese Pegeländerungen sind als unwesent-

lich einzustufen, so dass die Ergebnisse des schalltechnischen Gutachtens auch

nach den aktuellen Verkehrszahlen noch zur Beschreibung der schalltechnischen Si-

tuation im Plangebiet herangezogen werden können.

6.3 Untersuchung der Luftschadstoffbelastung (s. Anlage 5 / Auszug)

Das vorliegende Gutachten zur Luftschadstoffbelastung Fortschreibung 2004 gibt

Aussagen zur lufthygienischen Situation für den gesamten Geltungsbereich des Be-

bauungsplans. Betrachtet wird der Planfall ‚Tempo 50 auf der Bürgermeister-Lingg-

Straße, Rathausstraße verkehrsberuhigt, Turmgasse im Zweirichtungsverkehr und

mit Nordostumgehung L 600 neu’ hinsichtlich der Verkehrsmengen und Verkehrssi-

tuationen. Bezugsjahr ist das Jahr 2005.

In dem zu betrachtenden Untersuchungsgebiet werden die Strömungs- und Ausbrei-

tungsverhältnisse insbesondere durch die dichte städtische Bebauung geprägt. Für

diesen Anwendungsbereich wird das mikroskalige Strömungs- und Ausbreitungsmo-

dell MISKAM Version 3.6 (Eichhorn, 1998) eingesetzt. Auf der Grundlage der vom

Auftraggeber zur Verfügung gestellten Verkehrsmengen und dem Handbuch Emissi-

onsfaktoren des Straßenverkehrs (UBA, 2004) werden für das Bezugsjahr die von

den Kraftfahrzeugen emittierenden Schadstoffmengen ermittelt.

Die PM 10-Emissionsbestimmungen für Abrieb und Aufwirbelung erfolgt auf der

Grundlage neuester Ergebnisse aktueller Forschungsarbeiten (Lohmeyer, 2004a und

2004b). Auf der Grundlage der berechneten Emissionen werden mit MISKAM für jede

Untersuchungsvariante für verschiedene Windrichtungs- und Windgeschwindigkeits-

klassen die Schadstoffkonzentrationen berechnet.
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Mithilfe der aufgeführten Windstatistik werden die Jahreskennwerte der Schadstoff-

immissionen für jede Rasterzelle des Rechengitters ermittelt. Den so berechneten

verkehrsbedingten Schadstoffkonzentrationen (Zusatzbelastung), verursacht vom

Verkehr innerhalb des Untersuchungsgebietes, wird die großräumig vorhandene

Vorbelastung überlagert (Kap. 4).

Die Beurteilung erfolgt im Vergleich mit bestehenden Grenzwerten bzw. Übergangs-

beurteilungswerten nach 22. BImSchV und Prüfwerten nach 23. BImSchV.

Ergebnisse

Für Benzol sind an keinem der Untersuchungspunkten Überschreitungen des Prüf-

werts nach 23. BImSchV bzw. des Übergangsbeurteilungswertes nach 22. BImSchV

(10 μg Benzol/m³im Jahresmittel zu verzeichnen. Auch ab der ab 2010 gültige 

Grenzwert der 22. BImSchV wird im Planfall an den Wohngebäuden der Bürgermeis-

ter-Lingg-Straße eingehalten. Im Planfall sind die Benzolimmissionen an der Bürger-

meister-Lingg-Straße als niedrige bezogen auf den Übergangsbeurteilungswert ein-

zustufen.

An keinem der Untersuchungspunkten treten für Ruß Überschreitungen des Prüfwer-

tes nach 23. BImSchV von 8 μg Ruß/m³ auf. An der Bürgermeister –Lingg-Straße tre-

ten im Planfall Rußimmissionen deutlich unter 4 μg/m³ auf. Die Belastung ist dort als 

mittlere einzustufen.

An der Bürgermeister-Lingg-Straße treten im Planfall PM 10-Immissionen von maxi-

mal 25 µg/m³ im Jahresmittel auf. An keinem der Untersuchungspunkte treten Über-

schreitungen des Grenzwertes von 40 µg/m³ im Jahresmittel nach 22. BImSchV auf.

Der Grenzwert für die maximalen PM 10-Tagesmittel wird an der Bürgermeister-

Lingg-Straße ebenfalls eingehalten. Im Planfall sind die PM 10.Immissionen an den

Wohngebäuden in der Bürgermeister-Lingg-Straße als leicht erhöht bezogen auf den

Grenzwert einzustufen.

Im Planfall bleiben an den Wohngebäuden in der Bürgermeister-Ling-Straße die NO2-

Immissionen unter 30 µg NO2/m³ im Jahresmittel. Es treten demnach keine Über-

schreitungen des Übergangsbeurteilungswertes nach 22. BImSchV und des Prüf-

wertes nach 23. BImSchV auf. Auch der ab 2010 gültige Grenzwert nach

22.BImSchV wird im Planfall an den Wohngebäuden eingehalten. Die nach 22.

BImSchV maximal zulässige Zahl von Überschreitungen des Stundenmittels von 200

µg/m³ wird an Wohngebäuden der Bürgermeister-Lingg-Straße nicht erreicht. Im

Planfall sind die NO2-Immissionen an den Wohngebäuden als leicht erhöht bezogen

auf den Grenzwert einzustufen.

An allen Untersuchungspunkten wird der Prüfwert für NO2-Immissionen nach

23.BImSchV (160  μg/m³ als 98-Perzentilwert) und der Äquivalentwert EG-RL (175 

µg/m³ als 98-Perzentilwert) deutlich unterschritten. An der Bürgermeister-Lingg-

Straße bleiben die NO2-Immissionen unter 40 µg NO2/m³ im Jahresmittel bzw. unter

80 µg NO2/m³ als Perzentilwert. An der Bürgermeister-Lingg-Straße treten an kei-

nem der Untersuchungspunkte Überschreitungen der Übergangsbeurteilungswerte

nach 22. BImSchV und des Prüfwertes nach 23. BImSchV auf.
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Beurteilung:

Im Untersuchungsgebiet liegen im Planfall je nach Schadstoff niedrige bis erhöhte

Schadstoffbelastungen vor. Aus lufthygienischer Sicht gibt es gegen den Betrieb der

Bürgermeister-Lingg-Straße unter den vorausgesetzten Bedingungen und unter Be-

achtung der 22. BImSchV und der 23.BImSchV keine Einwände. In der 22. BImSchV

sind die Grenzwerte der einschlägigen EU-Richtlinien in deutsches Recht überführt

worden.

Ergänzende Stellungnahme:

Die entsprechend den Empfehlungen des Schallschutzgutachtens (Stand 6/2005)

vorgesehenen aktiven Schallschutzmaßnahmen (Lärmschutzwände) werden um bis

zu 3 m höher sein, als in dem Planfall, der in das Gutachten zur Schadstoffbelastung

Fortschreibung 2004 eingearbeiteten wurde. Die sich daraus ergebenden Verände-

rungen bezüglich der zu erwartenden Luftschadstoffbelastung wurden in der Stel-

lungnahme des Ingenieurbüros Lohmeyer vom 19.01.2006 ergänzend beurteilt:

Durch die höhere Lärmschutzwand ergeben sich im vergleich zu den Strömungsbe-

rechnungen, die dem o.g. Gutachten zugrunde liegen, zwangsläufig andere Verhält-

nisse. Dies hat auf die Ausbreitung und die damit einhergehende Verdünnung der

Schadstoffe in der Luft Einfluss. Die Schadstoffkonzentration auf der von der Straße

abgewandten Seite der Lärmschutzwand werden geringer als im o.g. Gutachten er-

mittelt ausfallen, da die an der Lärmschutzwand entstehenden Turbulenzen verstärkt

und die Verdünnung der Schadstoffe erhöht wird.

Die Immissionen am Untersuchungspunkt P2 (Klostergase FS39) werden durch die

erhöhte Schirmwirkung geringer ausfallen als im o.g. Gutachten festgestellt. Der auf

der gegenüberliegende Straßenseite liegende Untersuchungspunkt P3 erfährt dage-

gen diese Schutzwirkung nicht. Dort können die Immissionen durch Rückstaueffekte

möglicherweise geringfügig höhere Werte erreichen als in o.g. Gutachten dokumen-

tiert. Da die im o.g. Gutachten angegebenen Immissionen für die beiden genannten

Untersuchungspunkte deutlich geringer als die beurteilungsrelevanten Grenzwerte

der BImSchV sind, wird eine neue Strömungs- und Ausbreitungsberechnung nicht für

erforderlich gehalten. Die mögliche Erhöhung wird erfahrungsgemäß nicht zur Über-

schreitung der Grenzwerte führen.

Die in o.g. Gutachten vom Juli 2004 getroffenen Aussagen zur Lufthygiene haben

auch unter Berücksichtigung der o.g. Änderungen der Lärmschutzwände weiterhin

Bestand.

6.4 Altlasten

Der Rhein-Neckar-Kreis hat eine "Flächendeckende Historische Erhebung altlasten-

verdächtiger Flächen" durchführen lassen. Nach dem jetzt vorliegenden Ergebnis

sind die nachfolgend aufgeführten Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungs-

planes als relevant erachtet und von der Bewertung erfaßt worden. Sie wurden in der

oben genannten Erhebung als "belassen zur Wiedervorlage" eingestuft. Das bedeu-

tet "eine aktuelle und zukünftige Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit kann

nach jetzigem Kenntnisstand mit hinreichender Sicherheit nicht ausgeschlossen wer-

den. Eine Weiterbearbeitung der Fläche ist erforderlich, jedoch nicht vordringlich. Die

Verdachtsfläche wird in der Datei belassen."
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Flst.Nr. 391/1 Graupfädel 1 (ehemaligen Stöckerhaus)

Objekt Nr. 03317 – Zigarrenfabrik von 1870 – 1953

Handlungsbedarf: B – Belassen zur Wiedervorlage

Flst.Nr. 41 Turmstraße 15

Objekt Nr. 03324 – Fahrzeugbau 1946 – 1953

Handlungsbedarf: B - Belassen zur Wiedervorlage

Auf dem Anwesen Turmstraße 15 –Stammgrundstück- Nr. 41 sind in der Zwischen-

zeit 2 Neubauten entstanden. Eine Nutzungsänderung ist in absehbarer Zeit nicht zu

erwarten.

Erkundet wurde in diesem Zusammenhang das Anwesen Graupfädel 8 mit dem Er-

gebnis: "Die Fläche scheidet aus der Altlastenbearbeitung aus; die erstellten Doku-

mentationen werden archiviert."

Flst.Nr. 5/2 Graupfädel 8

Objekt Nr. 03335 – Werkzeugbau 1959 – 1965

Handlungsbedarf: A – ausscheiden und archivieren

Nicht in den Geltungsbereich einbezogen, jedoch unmittelbar angrenzend an den

Planbereich ist die mittelalterliche Schlackenablagerung südlich der Rathausstraße.

Sie ist weitgehend versiegelt

Flst.Nr. 178, 177, 177/1, 177/2, 128/4, 169, 168,

164/1, 161, 162, 128/6, 76, 75, 74, 191/1 und 164

Objekt Nr. 03334 – Ablagerung von Erzschlacken

Handlungsbedarf: B – Belassen zur Wiedervorlage

6.5 Zusammenfassung und Bewertung der Untersuchungen zur Umweltverträg-

lichkeit

Auf der Grundlage der städtebaulichen Zielsetzung zur Entwicklung des Stadtkerns

von Leimen wurde unter intensiver Abwägung genereller Alternativen und der Fein-

trassierung eine innerörtliche Erschließung als Neutrassierung abgeleitet.

Diese Trasse (Bürgermeister-Lingg-Straße) wird neben dem innerörtlichen Verkehr

auch Durchgangsverkehr im Zuge der bisherigen Trasse der L 600 übernehmen.

Bei der Annahme, dass die Bürgermeister-Lingg-Straße mit Zweirichtungsverkehr

und Tempo 50 vorgesehen und die Rathausstraße als verkehrsberuhigter Bereich mit

Überfahrtrecht ausgebaut wird, weist die Bürgermeister-Lingg-Straße nach der Fort-

schreibung des Verkehrsgutachtens von 2005 Belastungen von ca. 6 100 bis 6 800

Kfz/24 h auf. Die Rathausstraße weist Belastungen in einer Größenordnung von

1.400 bis 2.000 Kfz/24h auf und damit zumindest die noch realistischen Belastungs-

werte für einen verkehrsberuhigten Bereich unter besonderer Berücksichtigung der

notwendigen Erschließungsfunktion der angrenzenden Gebiete.
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Diese Werte sind Grundlage der schalltechnischen Untersuchung, für die sich daraus

ergibt:

Es werden sowohl bei der schalltechnischen Untersuchung zu den erwarteten Lärm-

immissionen nach Verkehrslärmschutzverordnung-16. BImSchV als auch bei der Be-

urteilung des Verkehrslärms nach DIN 18005 Überschreitungen der Immissions-

grenzwerte bzw. der schalltechnischen Orientierungswerte ermittelt. Es werden des-

halb aktive Schallschutzmaßnahmen (Lärmschutzwände) festgelegt. Bei Gebäuden,

bei denen die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nicht möglich ist, besteht der

Anspruch auf passive Schallschutzmaßnahmen an den Gebäuden selbst. Daneben

werden passive Schallschutzmaßnahmen nach DIN 4109 festgelegt, die beim Neu-

bau oder Umbau von Gebäuden zu berücksichtigen sind (Angabe von Lärmpegelbe-

reichen).

Bewertung:

Der Bebauungsplan übernimmt aus dem schalltechnischen Gutachten die aktiven

Schallschutzmaßnahmen (neue 2,2 m hohe Lärmschutzwand zwischen der Turnhalle

und der vorhandenen Mauer, Erhöhung der vorhandenen Mauer mit eingebauten

Glaselementen um 3 m, neue Lärmschutzwand im Bereich des Grünstreifens Bür-

germeister-Lingg-Straße mit einer Höhe von 4,5 m), die unter Beachtung der örtli-

chen Situation (verfügbare Flächen, städtebauliches Erscheinungsbild) den größt-

möglichen aktiven Schallschutz bieten. Da diese Maßnahmen nur örtlich begrenzt

wirksam sind und somit insbesondere in den angrenzenden Bereichen noch erhebli-

che Orientierungswertüberschreitungen zu erwarten sind, wurden bei den einzelnen

Baufeldern die Lärmpegelbereiche entsprechend DIN 4109 zur Dimensionierung des

passiven Schallschutzes an Gebäuden festgelegt und in den Bebauungsplan über-

nommen. Der Bebauungsplan setzt fest, dass die Außenbauteile der Gebäude mit

Wohn-, Schlaf- und Aufenthaltsräumen entsprechend den im Bebauungsplan einget-

ragenen Lärmpegelbereichen zu dimensionieren sind.

Die Errichtung von aktiven Maßnahmen (Lärmschutzwänden) in anderen Bereichen

wurde nicht weiterverfolgt, da zum einen sich die Gebäude unmittelbar an der Straße

bzw. am Gehweg befinden oder durch Festsetzung von Baulinien an dieser Stelle

geplant sind und zum anderen auf Grund der erforderlichen Öffnungen bzw. Durch-

gänge zu den dahinter befindlichen Grundstücken (z.B. im Bereich der Bürgermeis-

ter-Lingg-Straße 16) eine durchgängige Wandanordnung nicht realisierbar wäre oder

wegen starker Einschränkung des Sichtwinkels (z.B. im Einmündungsbereich der

Hohen Gasse in die Bürgermeister-Lingg-Straße) die Verkehrssicherheit beeinträch-

tigen würde. Hier sind passive Schallschutzmaßnahmen entsprechend den eingetra-

genen Lärmpegelbereichen festgesetzt.

Durch diese Maßnahmenkombination wird ein ausreichender Schallschutz entspre-

chend den geltenden Vorschriften in allen Baufeldern erreicht.

Aus lufthygienischer Sicht gibt es gegen die Nutzung der Bürgermeister-Lingg-Straße

unter den o. a. Vorgaben keine Einwände und Bedenken.
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7 Planinhalt und Festsetzungen

7.1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

7.1.1 Bauliche Nutzung (Art und Maß der Nutzung)

Entsprechend dem städtebaulichen Konzept geht der Bebauungsplan wesentlich von

der vorhandenen Baustruktur aus. Darauf sind die Ausweisungen ausgerichtet.

Flächen für Gemeinbedarf (Nutzungsbereich A1 – A2)

Der Bebauungsplan sieht zur Sicherung und ggf. zur Erweiterung von Gemeindebe-

darfseinrichtungen die Ausweisung des überwiegenden Teils zwischen der Oberen

Straße, der Rathausstraße bzw. Bachgasse, der Turmstraße und der "Hohen Gasse"

als Fläche für den Gemeinbedarf vor.

Mischgebiete (Nutzungsbereich B1 – B4)

Die Art der baulichen Nutzung wurde unter Beachtung der heute gegebenen Nutzung

und Bebauungsdichte eingestuft. Typischer Innenstadtbereich mit unterschiedlichen

Geschäften, Dienstleistungen und Soziale Einrichtungen.

So werden die Eckgrundstücke zur Rohrbacher Straße, Flst.Nr. 391/1, und zur Hel-

tenstraße, Flst.Nr. 259 und 125, 126, als Mischgebiet definiert. Hier werden, abgelei-

tet von der vorhandenen Bausubstanz, Grundflächenzahlen bis 0,9 und Geschoßflä-

chenzahlen bis 2,5 erforderlich. Trotzdem wird mit Blick auf vorhandene und geplante

Nutzungen auf die Ausweisung als Kerngebiet verzichtet.

Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen orientiert sich einerseits an

dem vorzufindenden Gebäudebestand, um den Charakter der historischen Baufor-

men zu bewahren, andererseits sichern sie Entwicklungsspielraum für neue Nutzun-

gen. Sie bilden die Grundlage für eine geordnete Sanierung und die Voraussetzung

für eine Verbesserung der Wohnqualität.

Zum Schutz der örtlichen Situation werden die nach § 6 (2) Ziffern 6, 7 und 8 BauN-

VO zugelassenen Nutzungen ausgeschlossen.

Die Überschreitung der Höchstwerte für das Maß der baulichen Nutzung nach § 17

(1) BauNVO ist durch die vorhandene Bebauung gerechtfertigt. Ein demgegenüber

der vorhandenen Überbauung niedrigeres Maß würde eine Erneuerung der Bausubs-

tanz erschweren, wenn nicht überhaupt verhindern. Im Sinne des § 17 (3) BauNVO

stehen weder städtebauliche Gründe noch sonstige, öffentliche Belange entgegen.

Allgemeine Wohngebiete (Nutzungsbereich C1 – C6)

Der verbleibende Teil nördlich des "Graupfädels" ist, auch was das Maß der bauli-

chen Nutzung betrifft, als allgemeines Wohngebiet einzustufen. Er soll als solches

erhalten und geschützt werden, dies nicht nur wegen der Belange der dortigen aus-

schließlichen Wohnnutzung sondern auch mit Rücksicht auf die nördlich angrenzen-

de Nachbarschaft.
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Die Nutzungsbereiche C2 bis C6 umfassen Flächen, die Entwicklungsansätze zur

gemischten Nutzung haben, jedoch für die zukünftige Entwicklung eingeordnet wer-

den als Allgemeines Wohngebiet. Diese Einstufung ist den Nutzungen nach im Be-

stand gerechtfertigt bzw. durch den Bestandsschutz abgesichert.

Zum Schutz der örtlichen Situation werden die nach § 4 (3) Nr. 1-5 BauNVO aus-

nahmsweise zugelassenen Nutzungen ausgeschlossen.

Besondere Wohngebiete (Nutzungsbereich D1 – D6)

Nordöstlich der Bürgermeister-Lingg-Straße liegt im Übergang zu den angrenzenden

Wohngebieten ein Gürtel relativ intensiver bebauter Grundstücke, in denen die vor-

handenen Wohnnutzung erhalten und fort entwickelt werden soll. Die vorhandene,

verträgliche gewerbliche Nutzung bzw. Nutzungsmischung soll im Gebiet verbleiben.

Die im besonderen Wohngebiet ausnahmsweise zulässigen Nutzungen wie Anlagen

für zentrale Verwaltungen, nicht kerngebietstypische Vergnügungsstätten und Tank-

stellen sind im vorliegenden Fall aufgrund der Bau- und Nutzungsstruktur nicht zuzu-

lassen. Sie würden Struktur und Nutzungsmischung des Gebiets nachhaltig beeint-

rächtigen.

Die besondere Situation des Bestandsgebietes verlangt die nach § 21a (5) BauNVO

zulässige Ausnahme zur Erhöhung der Geschoßfläche. Abweichend zu § 19 (3)

BauNVO können ausgewiesene private Grünflächen in die Berechnung der maßgeb-

lichen Grundstücksfläche einbezogen werden, insbesondere um Entwicklungsmög-

lichkeiten zu eröffnen.

7.2 Bauweise, Gebäudestellung und überbaubare Grundstücksflächen

Die Festsetzungen zu Bauweise und Gebäudestellung orientieren sich am Bestand

und haben die Sicherung und Ergänzung der erhaltungswürdigen Baustruktur zum

Ziel. Neben Baugrenzen werden deshalb auch Baulinien festgelegt, die zugleich eine

für die rückwärtigen Bereiche schallschutzwirksame Bebauung ermöglichen. Die An-

passung an historische Gebäudestrukturen verlangt Spielräume für Auskragungen

und Erker bei Baugrenzen und Rücksprüngen bei Baulinien.

Die Festlegungen der Gebäudehöhen (Trauf- und Firsthöhen) sichern, dass die

Firsthöhe des Rathauses mit 131.30 über NN nicht überschritten werden kann.

7.3 Schallschutzmaßnahmen

Die Verkehrsführung auf der Bürgermeister-Ling-Straße sieht Begegnungsverkehr

vor.

Nach den Verkehrsuntersuchungen und den Untersuchungen zum Verkehrslärm

wird eine Ausgestaltung der Verkehrsführung so vorgesehen, dass ein optimaler

Schallschutzeffekt erreicht wird. Dessen ungeachtet sind aktive und passive Schall-

schutzmaßnahmen erforderlich und im Plan dargestellt (Abbildung 3):
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Auf den als Anlagen beigefügten Untersuchungen (Verkehrstechnische Untersu-

chung Anlage 3, Verkehrslärmuntersuchung Anlage 4 und Luftschadstoffuntersu-

chung Anlage 5) wird verwiesen.

Bei der schalltechnischen Beurteilung wurde eine Lärmschutzwand (2,50 m hoch)

entlang des Flurstücks Nr. 389 berücksichtigt. Sie ist Teil einer Vereinbarung im Zu-

sammenhang mit dem Grundstückserwerb für die Straßenfläche. In diesem Bereich

muss die Verkehrsführung die durch die denkmalgeschützte Stadtmauer (Kultur-

denkmal) gegebenen Zwangspunkte berücksichtigen, so dass kein Spielraum für ei-

ne Trassenverschiebung besteht.

Zur Gewährleistung der Immissionsgrenzwerte für Allgemeines Wohngebiet im Be-

reich der Flurstücke 39 bis 43 werden aktive Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen:

Lärmschutzwand 4,5 m hoch entlang des Parkstreifens, Erhöhung der bestehenden

Glaswand um 3 m und Lärmschutzwand zwischen Turnhalle und Mauer mit einer

Höhe von 2,2 m. Diese Maßnahmen reichen jedoch nicht aus, um auch die 4 dB

niedrigeren schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005, Teil 1, Beiblatt 1

einzuhalten. Durch weitere Lärmschutzwanderhöhungen lassen sich nur noch gerin-

ge zusätzliche Pegelminderungen erzielen. Auch bei einer Lärmschutzwandhöhe von

z.B. 8 m über Straßenniveau würden die Orientierungswerte immer noch deutlich

überschritten. Auf weitere Untersuchungen zu Lärmschutzwanderhöhungen wurde

daher verzichtet.

Abbildung 3: Aktive Schallschutzmaßnahmen nach schalltechnischer Beur-

teilung 6/2005 (Anlage 4 zum B-Plan)
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Zusätzlich sind passive Lärmschutzmaßnahmen notwendig. Für das gesamte Plan-

gebiet wurden entsprechend den Ergebnissen des Schallgutachtens Lärmpegelbe-

reiche nach DIN 4109 an den Baugrenzen bzw. Baulinien festgelegt, die den zusätz-

lich notwendigen passiven Schallschutzmaßnahmen zugrunde zu legen sind. Sie sind

im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans dargestellt.

7.4 Flächen und Anlagen für Versorgung und Abwasserbeseitigung

Die Ver- und Entsorgung des Planungsgebietes ist in das örtliche Versorgungsnetz

einbezogen. Die Leitungen für Kanalisation, Trinkwasser Gas sowie Telefon und

Strom sind im Zug der Bürgermeister-Lingg-Straße geführt.

Westlich des Flurstücks Nr. 259 ist innerhalb der Straßenverkehrsfläche ein unterirdi-

sches Regenrückhaltebecken erstellt worden und im Plan vermerkt.

7.5 Grünflächen / Flächen für den Ausgleich

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes über diesen Bereich des Ortskerns sind

keine Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten. Dies ist auch deshalb auszu-

schließen, weil gegenüber den jetzigen rechtlichen, nach § 34 BauGB zu beurteilen-

den Voraussetzungen durch Beschränkungen der überbaubaren Grundstücksfläche

gezielte Freiflächen gesichert werden können. Ein nach § 1 a Baugesetzbuch not-

wendiger Ausgleich des Eingriffs entsteht hier nicht.

Vorsorglich wurde ein rechnerischer Vergleich des Planungszustands vor der B-

Planung (Luftbildauswertung ca. 1970) mit dem Zustand nach Durchführung des B-

Plans nach § 6 Abs. 3 des Hessischen Naturschutzgesetzes für den bereich zwi-

schen ‚Hohe Gasse’ und ‚Graupfädel’ durchgeführt. Hiernach ergibt sich eine Ver-

besserung des Biotopwertes nach der Maßnahem um 10.520 Punkte (Stand 1970:

31.889 Punkte, nach der Maßnahme 42.409 Punkte). durchgeführt .
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Tabelle A: Vergleich der Flächenanteile und der Biotopwerte vor und nach der

Durchführung der Maßnahme (B-Plan)

Nutzungs-/Biotoptyp Wert- Flächenanteil (m²) Biotopwert Bemerkungen

nach Biotopwertliste punkte je Biotop-/Nutzungstyp vorher nachher

je m² vor Maßnahme nach Maßnahme Sp. 2 x Sp. 3

Sp.2 x Sp.

4

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 Spalte 5 Spalte 6 Spalte 7

Bestand (vor Straßenneubau) (aus Luftbild ca. 1970)

10.510+ Straßenflächen 3 4.693 m² m² 14.079

10.710 Dachflächen 3 870 m² m² 2.610

10.540+ befestige Hofflächen 6 1.700 m² m² 10.200

11.222

Strukturreiche Haus-

gärten 25 200 m² m² 5.000

Maximaler Ausgleich

10.510+ Straßenfläche 3 m² 6.703 m² 0 20.109

11.320

Grünflächen (Parkan-

lagen) 16 m² 505 m² 0 8.080

(ohne Baumbestand)

10.320 Grünflächen (privat) 16 m² 255 m² 0 4.080

4.100 Einzelbäume 26 m² 390 m² 0 10.140

Summe/Übertrag 7.463 m² 7.853 m² 31.889 42.409

Biotopwertdifferenz

Biotopwertdifferenz: 10.520

entsprechend den Richtlinien zur Bemessung der Abgabe bei Eingriffen in Natur und Landschaft

§ 6 Abs. 3 Hessisches Natuschutzgesetz (HENatG)
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Folgende grünordnerischen Festsetzungen sind in den schriftlichen Festsetzungen

des Bebauungsplanes aufgenommen und werden dadurch rechtsverbindlich.

1.9.1 Anpflanzungen im allgemeinen und besonderen Wohngebiet

1.9.2 Pflanzbindungen für Bäume

1.9.3 Pflanzqualität der anzupflanzenden Bäume

1.9.4 Dachbegrünung

Die grünordnerischen Festsetzungen sichern im dicht bebauten innerstädtischen Be-

reich eine ausreichende Durchgrünung und Verbesserung des Stadtklimas.

7.6 Altlasten

Die im Rahmen der 'Flächendeckenden Historischen Erhebung altlastenverdächtiger

Flächen' erfassten Flächen sind im Plan durch Planzeichen gekennzeichnet und un-

ter den Hinweisen im Textteil vermerkt. Sie sind entsprechend den Vormerkungen

des Wasserrechtsamtes im Zuge der Umsetzung zu beachten.

8 Nachrichtliche Übernahmen

8.1 Denkmalschutz

Zu den Zielpunkten der Stadtkernsanierung gehört die Erhaltung bzw. Restaurierung

historischer Bauwerke, die vom Landesdenkmalamt als Kulturdenkmale ausgewiesen

sind. Hierzu zählt wesentlich die vom sogenannten "Franzosenturm" ausgehende,

entlang des Graupfädels verlaufende Stadtmauer.

Durch die Ausweisung einer Grünfläche (Verkehrsgrün und Parkanlagen) zwischen

einem Teil dieser alten Stadtmauer und der Bürgermeister-Lingg-Straße kann dieses

historische Mauerwerk für die Allgemeinheit sichtbar freigelegt werden. Ebenso sind

in der Liste der Kulturdenkmäler das Rathaus und die Schule auf Flst.Nr. 91 und die

Gebäude, Gasthaus Rössl Flst.Nr. 259, sowie das Gasthaus Krone, Flst.Nr. 125 auf-

geführt.

Der Bereich zwischen Turmstraße, Hohe Gasse, Obere Straße und Bachgasse ist in

der Liste der Kulturdenkmäler als Bereich ausgewiesen, in dem bei Erdarbeiten mit

archäologischen Funden zu rechnen ist. Deren Erhaltung und Dokumentation stehen

im öffentlichen Interesse, da sie Auskünfte über Sachkultur und Siedlungsgeschichte

geben können. In diesem aber auch im übrigen Planbereich ist daher bei Erdarbeiten

immer auf Funde zu achten und ggf. nach § 20 DSchG dem Landesdenkmalamt zu

melden.

Die Einstufung der denkmalrechtlich geschützten Bereiche und Einzelanlagen ist

nachrichtlich im Plan eingetragen.



Stadt Leimen Bebauungsplan Stadtkernsanierung Teilbereich 2

31

9 Maßnahmen zur Verwirklichung

9.1 Bodenordnung

Die notwendige Bodenordnung zur Umsetzung der Planung wurde im Rahmen der

Stadtsanierung umgesetzt. Neuordnungen im privaten Grundstücksbereich sind im

Zuge der Umsetzung auf privatrechtlicher Regelung möglich, jedoch nicht zwingende

Voraussetzung für die Umsetzung.

9.2 Erschließung

Die Erschließung der im Planungsgebiet dargestellten Bauflächen erfolgt durch die

vorhandenen bzw. im Zuge der Herstellung der Bürgermeister-Lingg-Straße neu ge-

schaffene Erschließung.

10 Flächenbilanz

Gesamtfläche 28.550 qm 100 %

davon

Verkehrsflächen 8.323 qm 29,2 %

Grünflächen

(Verkehrsgrün und priv.) 830 qm 2,9 %

Nettobaulandflächen 19.397 qm 67,9 %

davon

- Wohnbauflächen 10.737 qm 37,6 %

- Gemischte Bauflächen 3.320 qm 11,6 %

- Gemeinbedarfsflächen insgesamt 5.340 qm 18,7 %

11 Kosten- und Finanzierung

Kostenzusammenstellung für die Herstellung der Bürgermeister-Lingg-Straße

Neue Wasserversorgung DM 535.252,30

Kanalbaumaßnahmen DM 1.524.108,63

abzgl. teilweise Kostenübernahme durch

Abw. Zweckverband "Untere Hard"

(72 %), für Auslegung des Kanals

zur Regenrückhaltung DM 626.279,07

Straßenbau einschl. Ampelanlage,

Abbruchkosten und Pflanzarbeiten DM 2.243.660,12
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Zwischensumme DM 3.676,741,98 € 1.879.888,33

Zuwendungsfähige

Grunderwerbskosten DM 718.425,00

Zuwendungsfähige

Gebäudeerwerbskosten DM 618.350,00

Zwischensumme DM 1.336.775,00 € 683.482,21

Gesamtausgaben DM 5.013.516,98 € 2.563.370,53


